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Entschließungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Herstellung der Rechtseinheit in der gesetzlichen 
Renten- und Unfallversicherung (Renten-Überleitungsgesetz — RÜG) 
— Drucksachen 12/405, 12/630, 12/786, 12/812, 12/826 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag sieht im Renten-Überleitungsgesetz 
einen wichtigen Schritt zur Herstellung der sozialen Einheit 

Deutschlands. Mit diesem Gesetz werden die unterschied-
lichen Rentensysteme in den neuen und alten Bundesländern 
zusammengeführt. Zum 1. Januar 1992 werden in den neuen 
Bundesländern mit der Senkung der Altersgrenzen, mit der Er-
weiterung der Hinterbliebenenversorgung und mit dem neuen 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrecht spürbare sozialpoli-
tische Verbesserungen eingeführt. 

2. Mit dem Renten-Überleitungsgesetz werden bis einschließlich 
des Jahres. 1996 solche Elemente des bisherigen Rentenrechts 
der neuen Bundesländer im Bestand geschützt, die vor allem 

Frauen zugute kommen. Das betrifft vor allem den Sozialzu-
schlag und die erweiterte Anerkennung von Zeiten der Kinder-
erziehung und der Pflege. 

3. Die Zeit bis zum Auslaufen dieser Bestandsschutzregelungen 
muß nun dazu genutzt werden, die Alterssicherung der Frauen 
in der leistungsbezogenen Rentenversicherung zu verbessern. 

4. Eine solche Reform der Alterssicherung der Frauen soll vor 
allem 

a) die Anerkennung von Zeiten der Kindererziehung und der 
Pflege verbessern und dabei die Tatsache berücksichtigen, 
daß Familienarbeit oft auch gleichzeitig mit Erwerbsarbeit 
geleistet wird, 

b) eigenständige Anwartschaften der Frauen ausbauen, und 

c) einen wichtigen Beitrag zur Lösung des Problems der Alters-
armut leisten. 
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Das Gesamtkonzept soll bis zum Jahresbeginn 1997 verwirk-
licht werden; die unter a genannten Verbesserungen sollen 
noch in dieser Legislaturpe riode gesetzlich geregelt werden. 

Bonn, den 21. Juni 1991 

Dr. Alfred Dregger, Dr. Wolfgang Bötsch und Fraktion 

Dr. Hans-Jochen Vogel und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 


